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Aktion der Kampagne für fünf Mahlzeiten mit Obst und Gemüse »5 am Tag«: Verteilung von Clementinen an der Helmuth-
James-von-Moltke-Grundschule in Berlin am 6. Januar 2010. Im Rahmen der Aktion versorgen der Fruchthof Berlin und 
der Berliner Großmarkt vier Charlottenburger Grundschulen mit Obst.  FOTO: CH. V. POLENTZ/TRANSITFOTO.DE

Erste Wirkungen des  
Streiks der Studierenden

Der Bildungsstreik der Studierenden 
hat in Berlin erste Wirkungen gezeigt: 
An der Freien Universität (FU) werden ab 
sofort die Anwesenheitslisten ausge-
setzt, auch an der Humboldt Universität 
(HU) erreichten die Studierenden eine 
Aussetzung der Anwesenheitskontrol-
len. Die Abschaffung der Anwesenheits-
pflicht ist neben der generellen Überar -
beitung der Bachelor- und Masterstudi-
engänge eine wichtige Forderung des 
Streiks. Die Studierenden planen, den 
Bildungsstreik auch im Sommersemester 
fortzusetzen. In Berlin sind vom 15. Fe-
bruar bis 9. April Semesterferien.

Berlin in der Offensive bei der Aus-
bildung von Jung-Lehrkräften

Diese Überschrift trägt eine Presseer -
klärung der Senatsbildungsverwaltung 
vom 12. Januar 2010. Berlin wirke, so 
heißt es weiter in der Presserklärung, 
mit einem strategisch sinnvoll abge-
stimmten und breit gefächerten Maß-
nahmenkatalog einem drohenden bun-
desweiten Mangel an Lehrkräften in den 
kommenden Jahren entgegen. Berlin ha-

be die Bezahlung für die angestellten 
Berliner Lehrkräfte seit dem 1. August 
2009 und damit die Konkurrenzfähig-
keit deutlich verbessert. Die Zahl der 
Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst – 
sprich Referendariat – werde 2010 auf 
2.200 gesteigert. Auch die Kapazitäten 
an den Universitäten würden bis ein-
schließlich 2012 pro Jahr um 150 erhöht 
werden. Die gezielte Werbung von Schü-
lerInnen und StudentInnen mit Migrati-
onshintergrund für die Aufnahme eines 
Lehramtsstudiums werde verstärkt, um 
den Anteil der Lehrkräfte mit Migrati-
onshintergrund zu erhöhen. 

Verlängerte Befristungen  
bei ErzieherInnen

Die Warnungen der GEW BERLIN und 
die Meldungen aus den Schulen über 
drohenden Personalmangel haben zu er -
sten kleinen Erfolgen geführt. Sowohl 
die Verträge der befristet beschäftigten 
ErzieherInnen als auch die befristeten 
Aufstockungen werden bis zum 31. Au-
gust 2010 verlängert. In einer Presseer -
kläung kommentierte die Berliner Lan-
desvorsitzende der GEW, Rose-Marie 
Seggelke: »Das kann nur ein erster 

Schritt sein. Diese Verlängerung bietet 
keine langfristige Perspektive – weder 
für die Beschäftigten noch für die Schu-
len. Alle wissen, dass die KollegInnen 
dauerhaft benötigt werden.« Angesichts 
des Angebots an die befristet beschäf-
tigten Lehrkräfte auf unbefristete Weiter -
beschäftigung ab dem Schuljahr 2010/11 
merkte die Landesvorsitzende an: »Für 
die ErzieherInnen gelten haargenau die 
gleichen Bedingungen. Wir erwarten des-
halb, dass sie vor Auslaufen ihrer Frist-
verträge ein gleiches Angebot bekom-
men – und nicht erst, wie jetzt, zwei Wo-
chen vor Ende des Fristvertrags.«

Schulstrukturreform beschlossen
Das Abgeordnetenhaus hat am 14. Ja-

nuar den gesetzlichen Weg für eine 
weitreichende Schulreform freigemacht. 
Berlin wird neben den Sonderschulen 
nur noch zwei Oberschularten kennen, 
das Gymnasium und die Integrierte Se-
kundarschule. Gegenüber der Presse 
begrüßte die Vorsitzende der GEW BER-
LIN, Rose-Marie Seggelke, diese Reform 
als »wichtigen Schritt in die richtige 
Richtung«. Sie wies aber auch darauf 
hin, dass noch einiges zu erledigen ist: 
»Senator Zöllner muss die Zeit bis zu 
Beginn des Schuljahres 2010/11 dazu 
nutzen, die verunsicherten Eltern von 
den Vorteilen der Integrierten Sekun-
darschule zu überzeugen. Und er muss 
die KollegInnen mitnehmen, die die Re-
form schließlich umsetzen sollen. Das 
heißt ganz konkret: Die künftigen Inte-
grierten Sekundarschulen brauchen 
jetzt vor Ort zusätzliche Ressourcen 
um tragfähige Konzepte zu entwi-
ckeln.«

Wer verdient was?
Die Zeitschrift »Stern« hat in der Aus-

gabe 2/2010 eine Einkommensliste ver -
öffentlicht, in der das Einkommen 2008 
mit dem Jahr 1990 unter Einbeziehung 
der Inflationsrate verglichen wird. Da-
nach stehen die Ärzte mit 6.400 Euro 
Bruttomonatsverdienst an der Spitze, 
obwohl sie 50 Prozent weniger als 1990 
verdienen. Gymnasiallehrer stehen mit 
4.010 und 4 Prozent Verlust in der Liste, 
alle anderen Lehrkräfte mit 3.160 Euro 
(-21 Prozent). Sozialarbeiter erhalten da-
nach 2.820 Euro (-18 Prozent), Erzieher 
2.260 (-5 Prozent). Handwerker verdie-
nen da einiges mehr: Werkzeugmacher 
2.570 Euro, Klempner 2.510 Euro, Maler 
2.420 Euro.  






